
Nach § 17 StGB handelt ohne Schuld, wem bei der Tat die Einsicht fehlt, Unrecht zu tun, und wer
diesen Irrtum nicht vermeiden konnte. War der Irrtum vermeidbar, kann die Strafe gemildert
werden.
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Einordnung: keine Sonderregel für Flüchtlinge. Ein unvermeidbarer
Verbotsirrtum kann jeden Täter entschuldigen; die Anforderungen sind hoch.
Andere kulturelle oder religiöse Normen allein genügen nicht.

“

Die gesetzliche Regel

https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/__17.html


Entscheidend ist nicht, ob der Täter den deutschen Paragraphen oder die genaue Strafandrohung
kannte. Er muss das grundsätzliche Unrecht seiner Handlung nicht erkannt haben. Wer weiß, dass
Gewalt, Zwang, Diebstahl oder sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person Unrecht sind,
befindet sich regelmäßig nicht in einem Verbotsirrtum, nur weil ihm der exakte Straftatbestand
unbekannt ist.

Der BGH stellt strenge Anforderungen an die Unvermeidbarkeit. Wer Anlass zu Zweifeln hat, muss
sich verlässlich informieren. Eine Bestätigung aus dem eigenen sozialen oder religiösen Umfeld
genügt nicht, wenn deren Neutralität oder Sachkunde zweifelhaft ist. Je schwerer der Eingriff in
Rechte anderer, desto weniger plausibel ist völlige Unkenntnis des Unrechts.

Diese Maßstäbe gelten für Neuankömmlinge ebenso wie für Deutsche. Kurze Aufenthaltsdauer,
fehlende Sprachkenntnisse oder abweichende Sozialisation können tatsächliche Umstände der
Einzelfallprüfung sein, ersetzen aber nicht die Voraussetzungen des § 17 StGB.

Ein Täter kann sich nicht allein darauf berufen, eine Handlung sei in seinem Herkunftsland, seiner
Familie oder seiner Religion erlaubt. Deutsches Strafrecht gilt für Inlandstaten grundsätzlich
unabhängig von Staatsangehörigkeit. Bei universell erkennbaren Rechtsgutsverletzungen – Tötung,
Körperverletzung, sexuelle Gewalt – wird ein unvermeidbarer Verbotsirrtum besonders selten sein.

Anders kann es bei technisch komplexen, verwaltungsakzessorischen oder wenig intuitiven
Verboten liegen, etwa bestimmten Melde-, Aufenthalts- oder Genehmigungspflichten. Auch dort ist
aber konkret zu prüfen, was die Person wusste und welche zumutbaren Informationsmöglichkeiten
bestanden.

Ein Verbotsirrtum betrifft die rechtliche Unrechtseinsicht. Psychische Erkrankungen,
Intelligenzminderung oder schwere Traumafolgen werden dagegen nach §§ 20 und 21 StGB
geprüft. Kulturelle Prägung ist für sich genommen keine Krankheit und keine verminderte
Schuldfähigkeit.

Pflicht zur Erkundigung

Kultur ist keine
Parallelrechtsordnung

Abgrenzung zur Schuldfähigkeit



Wenn Medien schreiben, ein Gericht habe „Unkenntnis deutscher Sitten“ strafmildernd
berücksichtigt, muss genau gefragt werden:

Ging es wirklich um § 17 StGB?
War der Irrtum unvermeidbar oder nur ein allgemeiner Strafzumessungsumstand?
Ist die Aussage im schriftlichen Urteil belegt oder nur aus mündlicher Berichterstattung
abgeleitet?
Betraf der Fall tatsächlich einen Flüchtling?

Ohne diese Angaben ist die Behauptung eines „Kulturbonus“ nicht überprüfbar.

§ 17 StGB – Verbotsirrtum
BGH, 11.12.2024 – 1 StR 303/24
§ 3 StGB – Geltung für Inlandstaten
§§ 20 und 21 StGB – Schuldunfähigkeit und verminderte Schuldfähigkeit

Stand: 9. August 2026.
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